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Sehr geehrte Damen und Herren
Liebe Mitglieder

Franken-Euro-Kurs, die Herausforderung 2015
Der Euro war das dominante Thema des Jahres 2015. Nicht nur 
für die bernische, sondern für die gesamte Schweizer Wirtschaft 
stellte die Aufhebung des Franken-Mindestkurses durch die 
National bank eine grosse Herausfor derung dar. Selbst wenn 
auf der Hand lag, dass die SNB bei der Stützung des Kurses 
über wenig Spielraum verfügte, schlug die Nachricht wie eine 
Bombe ein. Bis heute sind die Folgen noch nicht definitiv ab-
schätzbar. Die unmittelbaren Auswirkungen auf die Export-
wirtschaft fielen zwar zunächst dank recht guter Auftragsla-
ge weniger dramatisch aus als befürchtet, der Effekt auf die 
Zuliefer-Betriebe setzte aber rasch ein. Jedoch ist selbst heute 
die volle Wirkung – insbesondere langfristige und damit un-
umkehrbare Verlagerungen – noch nicht zu überblicken. Klar 
ist, dass die Entlastung bei den importierten Gütern die Lage 
nur geringfügig korrigiert.

Zusätzliche Belastung der Wirtschaft vermeiden
Mit ihrem hohen Exportanteil ist die bernische Wirtschaft  
besonders betroffen. Als Verband sind die Möglichkeiten, die Be-
triebe in dieser Situation unmittelbar zu unterstützen, sehr einge-
schränkt. Appelle und Einflussnahme auf die Nationalbank sind 
nicht realistisch und zielen am wahren Problem – den nach wie 
vor hohen Schweizer Kosten – vorbei. Viel wichtiger ist, durch 
stete Kommunikation darauf einzuwirken, dass die angespannte 
Lage auch tatsächlich wahrgenommen wird. Es gilt allen Kreisen 
klar zu machen, dass jegliche Massnahmen und Forderungen, sei 
es beim Thema Löhne, bei Steuern, Abgaben und Gebühren oder 
für eine Erhöhung des administrativen Aufwandes verfehlt sind 
und im ungünstigsten Zeitpunkt kommen.

Das regelmässige Sichtbarmachen der hohen Belastung der Un-
ternehmen und der natürlichen Personen in unserem Kanton, 
z.B. im Rahmen des Steuermonitors, verhilft uns nicht zu Beliebt-
heit, hat leider kaum Neuigkeitswert und ist vielen Akteuren un-
angenehm. Das ist kein Grund, es nicht zu tun. Gerade im Zusam-
menhang mit der Frankenstärke muss aufgezeigt werden, welch 
drastische und schmerzhafte Eingriffe die Mehrheit der Unter-
nehmen laufend vornehmen muss. Vor diesem Hintergrund ist es 
weder glaubwürdig noch zu rechtfertigen, wenn die öffentliche 
Hand ihre Kosten nicht ebenfalls spürbar reduziert.

Personelle Änderungen
Die Hauptversammlung fand am 6. Mai 2015 statt, vorbildlich 
organisiert durch den WVO und die kantonale Geschäftsstelle. 

Wort des Präsidenten

Gastrecht und die Möglichkeit zu einer hochinteressanten Be-
triebsbesichtigung genossen wir bei der Firma Glas Trösch AG 
in Bützberg. Ganz herzlichen Dank der Gastgeberin und der Or-
ganisatorin. An dieser HV wurde der scheidende Präsident, 
Bernhard Ludwig, zum Ehrenmitglied ernannt. Ich danke ihm 
auch an dieser Stelle noch einmal ganz herzlich für sein Enga-
gement und sein gradliniges und klares Einstehen für die ber-
nische Wirtschaft.

Nicht nur beim HIV gibt es personelle Veränderungen. Auch 
unser Hauptansprechpartner in der Berner Regierung, Volks-
wirtschaftsdirektor Andreas Rickenbacher, hat auf Mai 2016 
seinen Rücktritt erklärt. Mit Regierungsrat  Rickenbacher hatte 
die Berner Wirtschaft einen stets offenen Gesprächspartner, der 
sich insbesondere in der Wirtschaftsförderung sehr stark enga-
gierte. Dafür gebührt auch ihm ein herzlicher Dank.

Wahlen, Abstimmungen und Arbeit im Grossen Rat
Dies bedeutet, dass nach einem Wahljahr auf eidgenössischer 
Ebene fast nahtlos eine kantonale Wahl in die Exekutive er-
folgt, bei der es ebenso um die zukünftige Ausgestaltung der 
Rahmen bedingungen der Wirtschaft geht.

Bei den Nationalratswahlen hat der HIV gemeinsam mit den 
anderen Wirtschaftsorganisationen den Kandidaten eine Platt-
form geboten, auf der sie ihre Haltung und ihr Einstehen für die 
Anliegen der Wirtschaft aufzeigen konnten. Bei den Stän de-
ratswahlen hat sich der HIV für die bürgerlichen Kandidierenden 
eingesetzt. Das Resultat lässt sich sehen: Die Berner Delegation 
im Nationalrat umfasst nicht weniger als elf Nationalrätinnen 
und Nationalräte, welche vom HIV empfohlen wurden. Unser 
Vorstandsmitglied, Ständerat Werner Luginbühl, wurde mit dem 
besten Resultat wieder in die kleine Kammer gewählt. Allen Ge-
wählten gratuliere ich ganz herzlich und wünsche ihnen viel 
Befriedigung und Erfolg in der nächsten Legislatur.

Bereits im Juni hat uns die nationale Politik stark beschäftigt. 
Die Erbschaftssteuerinitiative, welche insbesondere die Nach-
folgeregelung in KMU sehr erschwert hätte, wurde erfreulicher-
weise deutlich abgelehnt.

Auf Trab gehalten haben Wirtschaftsverbände und verbündete 
Grossrätinnen und Grossräte ausserdem zahlreiche für die Un-
ternehmen wichtige Geschäfte des Gesetzgebers. Besonders 
aufwändig, aber auch von zentraler Bedeutung für die Wirt-
schaft ist die Revision des Baugesetzes, dessen vernünftige 
Ausgestaltung ein grosses Engagement erfordert. Zu hoffen ist, 
dass dazu kein Referendum nötig sein wird.

Kurt Rohrbach
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Erhöhung der Kadenz politischer Vorstösse
Nicht nur auf kantonaler sondern auch auf eidgenössischer 
Ebene nimmt die Kadenz von Volksabstimmungen (Referenden 
oder Initiativen) stetig zu. Sehr häufig geht es dabei um mehr 
oder weniger bedrohliche Angriffe auf die Wirtschaftsfreiheit. 
Eine grosse Zahl von Volksabstimmungen mag zwar einerseits 
von einer lebendigen Demokratie zeugen, andererseits stellt 
sich die Frage, ob die Leistung der Wirtschaft nicht zur Selbst-
verständlichkeit und deren Errungenschaften zu einem Selbst-
bedienungsladen geworden sind. Sich bei all den Abstimmun-
gen zu engagieren braucht sehr viele Ressourcen, über welche 
die Wirtschaftsorganisationen kaum mehr verfügen. Eine Kon-
zentration der Kräfte wird nötig sein. Ob dies genügt?

Dank
Mit der Übernahme des Präsidiums habe ich auch einen tie-
feren Einblick in die Tätigkeiten der Geschäftsstelle erhalten, 
welche nicht im Fokus und schon gar nicht im Schaufenster 
stehen, wie der Exportdienst mit der ganzen Ausbildung, die 
Wirtschaftswochen oder die administrative Unterstützung der 
Sektionen. Durch diesen Einblick habe ich das Engagement 
und die Arbeit, die dort geleistet wird noch mehr zu schätzen 
gelernt. Es gibt aber auch im Bereich der politischen Aktivitä-
ten sehr viel Knochenarbeit zu leisten, Gespräche zu führen,  
Leserbriefe und Artikel zu verfassen etc. All dies sind Tätigkei-
ten, die viel Ausdauer brauchen, aber kaum Lorbeeren bringen. 
Den Mitarbeitenden der Geschäftsstelle danke ich für ihren Ein-
satz ganz herzlich.

Das Gros der Aktivitäten und Veranstaltungen, welche den 
Austausch unter den Mitgliedern ermöglichen und es erlauben 
unsere Anliegen in die Öffentlichkeit zu tragen, findet in den 
Sektionen statt. Im Berichtsjahr waren dies nicht  weniger als  
48 Veranstaltungen. Dahinter steht sehr viel Arbeit und Herz-
blut. Auch dafür herzlichen Dank!

Ihnen, geschätzte Mitglieder, danke ich für die Treue und die 
Unterstützung und wünsche Ihnen und Ihren Unternehmungen 
ein erfolgreiches Jahr.
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Auch im Jahr 2015 hat sich der Handels- und Industrieverein des 
Kantons Bern bei einer Vielzahl von wirtschaftspolitisch wich-
tigen Geschäften engagiert, mit dem Ziel, die Standortbeding-
ungen für Unternehmen in unserem Kanton zu verbessern. 
Dabei galten die im April 2012 definierten politischen Schwer-
punkte «Bildung stärken», «Verkehrserschliessung ver
bessern», «Steuern senken» sowie «Energieversorgung 
sichern» als Leitlinie. Wie die nachstehenden Ausführungen 
zeigen, sind jedoch auch immer wieder Engagements in anderen 
wirtschaftsrelevanten Bereichen gefragt. 

In der Folge wird eine Auswahl von politischen Geschäften prä-
sentiert, mit denen sich unsere Geschäftsstelle im Berichtsjahr 
befasst hat. Auf telefonische Stellungnahmen und Auskünfte sowie 
die umfangreichen Arbeiten im Rahmen der parlamentarischen 
Gruppe Wirtschaft (PGW) wird nicht näher eingegangen.

Im April nahm der HIV im Rahmen der Konsultation zur Bil
dungsstrategie 2016 Stellung. Der Vorlage kommt in Bezug 
auf die Relevanz für Wirtschaft, Gewerbe und Industrie grosse 
Bedeutung zu. Eine Neuauflage der Bildungsstrategie und die 
Haltung, dass die Bildung Lernende auf ihre zukünftige Lebens-
gestaltung vorzubereiten und zu befähigen hat, sich in einer von 
stetem Wandel gekennzeichneten Gesellschaft zurechtzufinden, 
wurden ausdrücklich begrüsst. Als wichtig wurde auch die Aus-
sage bezeichnet, dass alle Schulabgänger bei der Beendigung 
der ordentlichen Schulzeit die Ansprüche der Arbeitswelt und 
der weiterführenden Schulen erfüllen müssen. 

In der Strategie sucht man jedoch vergebens nach konkreten 
strategischen Zielen, um dem Fachkräftemangel entgegen-
zuwirken und die duale Berufsbildung gleichwertig mit akade-
mischen Ausbildungsformen zu fördern. Aus unserer Sicht ist 
auf dem Weg zur Gleichwertigkeit der beruflichen und akade-
mischen Laufbahnen nach wie vor Handlungsbedarf angezeigt. 
Zudem sollte das Interesse der Jugendlichen an technischen und 
naturwissenschaftlichen Fächern verstärkt geweckt werden. 
Beitragen dazu würden spezifische neue Unterrichts module auf 
allen Bildungsstufen, um das unternehmerische Denken und 
die Eigeninitiative zu fördern. Um der Heterogenität des Kan-
tons auch im Bildungswesen hinreichend Rechnung zu tragen, 
ist die rasche Schaffung von aussagekräftigen und vergleich-
baren Zeugnissen (Bildungsstandards) anzustreben.

Ausdrücklich befürwortet wurde, dass die Bildungsstrategie 
2016 unter dem Motto Konsolidierung und Beruhigung steht 
und keine weiteren kostspieligen Reformen vorsieht. Die För-
derung des Dialogs über Unterrichts- und Schulentwicklung 

zwischen Schulleitungen und Lehrpersonen, den Lehrpersonen 
untereinander, zwischen den Bildungsinstitutionen und mit der 
Erziehungsdirektion (ERZ) wurde als sinnvoll bezeichnet. Vor 
allem wäre aber auch eine Intensivierung des Dialogs zwischen 
den Bildungsak teuren bzw. den Schulen und der Wirtschaft bzw. 
den Organisationen der Arbeitswelt (OdA) zwingend notwen-
dig. Dies nicht nur auf Stufe Berufsbildung, sondern bereits 
in der Volkschule und insbesondere in der Mittel- und Hoch-
schulbildung. Die Ausrichtung der Institutionen nach den An-
forderungen der Arbeitswelt erachten wir als elementar. Diese 
Zielsetzung sollte in der Bildungsstrategie auf allen Stufen klar 
zum Ausdruck gebracht werden. Auch würde die seit langem 
geforderte Einführung der lohnrelevanten Leistungsbeurteilung 
der Lehrerschaft zu einer Verbesserung der Unterrichtsqualität 
beitragen. 

Anfang Mai liess sich der HIV in zustimmendem Sinn zur Än
derung des Arbeitsmarktgesetzes vernehmen. Sie schafft 
eine klare Grundlage für die interinstitutionelle Zusammen-
arbeit, insbesondere hinsichtlich des Datenschutzes.

Am 10. Juni reichte der HIV die Vernehmlassung zum In
novationsförderungsgesetz (IFG) ein. Darin wurde die mit 
dem IFG bezweckte Schaffung einer gesetzlichen Grundlage zur 
Unterstützung von bildungs- und wirtschaftspolitisch bedeut-
samen Vorhaben wie dem Innocampus in Biel als Standort des 
Swiss Innovation Park oder sitem-insel, dem Schweizerischen 
Institut für Translation und Unternehmertum in der Medizin 
im Grundsatz gutgeheissen. Da solche Vorhaben zu einer Stär-
kung der Volkswirtschaft im Kanton Bern führen und damit ein 
«Return on Investment» erzielt wird, rechtfertigt sich ein staat-
liches Engagement auch aus ordnungspolitischer Sicht grund-
sätzlich. Zur Vermeidung von Finanzhilfen nach dem Giess-
kannenprinzip wurde jedoch beantragt, dass die Kriterien im 
Gesetz (und nicht nur in Leistungsverträgen) klarer definiert 
werden. Dabei ist nach dem Grundsatz Qualität vor Quantität 
anzustreben, dass die Mittel gezielt und wirkungsvoll für einige 
wenige Projekte eingesetzt werden und nicht für möglichst viele 
Kleinprojekte. Grund zur Kritik gab, dass die finanziellen Aus-
wirkungen der Vorlage nur sehr vage und unverbindlich um-
schrieben werden. Bei den Finanzierungsarten stehen für den 
HIV zeitlich befristete Anschubfinanzierungen von Vor haben zur 
Innovationsförderung im Vordergrund. Auf diese Weise können 
dauerhafte Wettbewerbsverzerrungen verhindert werden. 

Mitte Juni folgte die Stellungname zur Änderung des Personal
gesetzes (PG). Zwar wurde darin anerkannt, dass mit der 
Vorlage der öffentlichen Diskussion zum Thema Mandatsent-

Wirtschaftspolitischer Rückblick 

Dr. Adrian Haas, Direktor
Lars Guggisberg, 

Rechtsanwalt, Juristischer Sekretär
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schädigungen und den damit zusammenhängenden Vorstössen 
im Grossen Rat Rechnung getragen werden sollte. Der grosse 
Aufwand einer Gesetzesrevision einzig zu diesem Zweck recht-
fertigte dies jedoch nicht, zumal betreffend Personal seit länge-
rem zwei weitere Themenbereiche pendent sind, die möglichst 
rasch einer gesetzlichen Verankerung bedürften: Die Einfüh-
rung der Vertrauensarbeitszeit für Kaderangestellte der Kan-
tonsverwaltung und die Bewilligung des Stellenplans der kan-
tonalen Verwaltung durch den Grossen Rat.

Ende Juni reichte der HIV seine Stellungnahme zum SNBGe
winnausschüttungsfondsgesetz (SGFG) ein. Dabei wurde 
einmal mehr die Ablehnung gegenüber neuen Fonds zum Aus-
druck gebracht. Die Ausschüttung von Nationalbankgewinnen 
durch die SNB an die Kantone ist nicht die einzige Einnahme-
quelle, die von Jahr zu Jahr erheblichen Schwankungen un-
terworfen sein kann. Die Einrichtung eines Fonds rechtfertigt 
sich deshalb jedoch noch lange nicht. Andernfalls müssten 
konsequenterweise z.B. auch für die Gelder aus dem nationalen  
Finanzausgleich oder die Steuereinnahmen von juristischen 
Personen spezifische Fonds geäuffnet werden. Die Regierung 
will damit erreichen, sich für die Voranschläge künftiger Jahre 
mehr finanziellen Handlungsspielraum zu verschaffen. Damit 
soll mit einem Kunstgriff die verfassungsmässige Defizit- und 
Schuldenbremse umgangen werden, was in der Stellungnahme 
dezidiert abgelehnt wurde.

Ende Juli bezog der HIV Stellung zur Änderung des Gesetzes 
über die Sozialhilfe (SHG). Auslöser der Teilrevision war 
die vom Grossen Rat im September 2013 überwiesene Motion 
«Kostenoptimierung in der Sozialhilfe». Die durch den Grossen 
Rat vollumfänglich überwiesene Motion verlangte vom Regie-
rungsrat, den Grundbedarf für den Lebensunterhalt, situations-
bedingte Leistungen und Integrationszulagen gesetzlich auf 
90 % der SKOS-Vorgaben zu beschränken und das Anreizsystem 
zur Wiedereingliederung von Sozialhilfebezügern  zu verstärken. 
Der Regierungsrat setzte diese Vorgaben in seinem Entwurf nicht 
um, was als unhaltbar bezeichnet wurde. Eine auftrags gemässe 
Umsetzung der Motion würde nicht nur zusätzliche Kosten-
einsparungen bringen, sondern auch Fehlanreize im Sozial-
hilfesystem reduzieren. In der Stellungnahme wurde daher eine 
konsequentere Umsetzung der überwiesenen Motion gefordert.

Am 13. November liess sich der HIV im Rahmen der Mitwirkung 
zu den geplanten Verkehrssanierungen im Emmental 
und im Oberaargau vernehmen.

Im Raum Burgdorf – Oberburg – Hasle b. B.  sieht die Variante 
«Umfahrung» eine neue zweispurige, rund 7,5 km lange Kan-
tonsstrasse für Autos und Lastwagen vor. Burgdorf und Oberburg 
werden in drei aufeinander folgenden Tunneln umfahren. Süd-
lich von Oberburg mündet die Umfahrungsstrasse wieder in die 
Kantonsstrasse und folgt dieser bis zum Dorfeingang von Hasle 
b. B, wo sie die BLS-Bahnlinie Burgdorf – Thun unterquert.  
Ergänzend werden die Kantonsstrassen zwischen Autobahn-
anschluss Kirchberg und Kreisel Lyssach-Schachen auf vier 
Spuren ausgebaut und die Ortsdurchfahrten Burgdorf, Oberburg 
und Hasle b. B.   angepasst. Die Variante «Null+» beschränkt sich 
demgegenüber darauf, die Kapazität des bestehenden Strassen-
netzes besser zu nutzen und den Strassenraum für den Fuss- 
und Veloverkehr sicherer zu gestalten. Grundsätzlich wird der 
Verkehr in den Spitzenzeiten mit Ampelanlagen gesteuert, 
wobei der öffentliche Verkehr bevorzugt wird. Bei den Ampeln 
und weiteren kritischen Stellen werden Busspuren markiert. 
Die Bahnübergänge Buchmatt, Spital Burgdorf und Hasle sollen 
durch Unterführungen ersetzt werden.

In Gegenüberstellung der beiden Varianten sprechen aus  
Sicht der Wirtschaft deutlich mehr Argumente für die Um- 
fahrungsstrasse. Nur diese Variante vermag die unhaltbaren 
Verkehrsprobleme in der Region Burgdorf und im unteren  
Emmental langfristig und nachhaltig zu lösen. Wie sich bereits 
aus der Zweckmässigkeitsstudie von 2007 ergeben hat, hat die 
Umfahrungsvariante unter Berücksichtigung der regionalwirt-
schaftlichen Auswirkungen eine hohe Wirksamkeit und bringt 
einen messbaren Nutzen. Am stärksten würde Burgdorf auf-
grund tieferer Unfallkosten, weniger Stau und einer höheren 
Wohnqualität profitieren. Auch das übrige Emmental würde 
aus einer Umfahrungslösung Vorteile ziehen  und die gesamte 
Region vor allem als Gewerbestandort gestärkt. Weiter ergibt 
sich aus den für das Jahr 2030 prognostizierten Verkehrsmen-
gen, dass mit einer Umfahrungs strasse die Ortsdurchfahrten 
in Burgdorf-Neumatt und Hasle b. B. um rund die Hälfte der 
Fahrzeuge, in Oberburg sogar um über 80 % reduziert wer-
den könnten – mit entsprechend positiven Auswirkungen auf 
Verkehrssicherheit, Wohnqualität, Lärm immissionen, öffent-
lichen Verkehr und Langsamverkehr. Mit der Umfahrungs-
strasse können zudem die Arbeitsplatzgebiete einfacher und 
rascher erreicht werden. Demgegenüber würden mit der Va- 
riante Null+ die aktuellen Verkehrsprobleme mit den geplan-
ten Bahnunterführungen zwar kurzfristig leicht gemildert, 
aber nicht gelöst werden. Ausserdem würde der Bevorzugung 
des öffentlichen Verkehrs gegenüber dem motorisierten Indi-
vidualverkehr (MIV) weiter Vorschub geleistet. In Anbetracht 
der weiteren Zunahme des MIV bis 2030 würde der heutige, 
unhaltbare Verkehrszustand innert Kürze wieder erreicht. Die 
Kosten der Umfahrungsstrasse erweisen sich zwar als ver-
gleichsweise hoch, gemäss den Mitwirkungsunterlagen resul-
tiert bei volkswirtschaftlicher Betrachtung jedoch ein deutlich 
höherer Nutzen. Die Mehrkosten, die der Kanton Bern im Ver-
gleich zur Variante Null+ zu gewärtigen hätte, sind insofern zu 
relativieren, als bei Realisierung der Umfahrungsstrasse der 
Bundesanteil ungleich höher ausfallen dürfte. Ausserdem ist 
für die Realisierung des Vorhabens eine Etappierung zu prü-
fen, wobei der Umfahrung Burgdorf aus wirtschaftlicher Sicht 
zeitliche Priorität zukommen sollte. 

Bei der Verkehrssanierung Aarwangen – Langenthal Nord sieht 
die Variante «Umfahrung» für den Raum Aarwangen – Langen-
thal Nord eine neue zweispurige, 3,6 km lange Kantonsstrasse 
vor, auf der ausschliesslich Autos und Lastwagen verkehren 
sollen. Ergänzend wird in Aarwangen die Ortsdurchfahrt an-
gepasst. Vorgesehen sind namentlich neue Rad- und Gehwege 
sowie zwei Gleise für die Bahn (Bipperlisi) im Zentrum. Die 
Variante «Null+» setzt auf die Verbesserung des bestehenden 
Strassenraums. Geplant sind insbesondere neue Radstreifen 
nördlich und südlich der Aare sowie neue Ampelanlagen bei 
der Einmündung der Schwarzhäusernstrasse und dem heutigen 
Kreisel Hard. Der Strassenraum im erweiterten Zentrum von 
Aarwangen würde neu aufgeteilt. Die Bahn soll zweispurig im 
Mischverkehr fahren, Mittelzonen und Mittelinseln das Abbie-
gen bzw. das Queren der Strasse erleichtern.

Auch zwischen dem Autobahnanschluss Niederbipp und der 
Region Langenthal vermag nur eine Umfahrungsstrasse die 
seit Jahrzehnten andauernde Verkehrsproblematik zukunfts-
gerichtetund langfristig zu lösen. Dies umso mehr, als der 
motorisierte Individualverkehr bis ins Jahr 2030 gemäss Pro-
gnosen weiter, um bis zu 25 % zunehmen dürfte. Die Variante 
Null+ bringt nur punktuell, kurzfristig und in erster Linie für 
den (bevorzugten) öffentlichen Verkehr Verbesserungen. Der 
Schwerverkehrsanteil bliebe tagsüber mit bis zu 16 % jedoch 
unverändert hoch, weshalb auch die Sicherheit für die Ver-
kehrsteilnehmenden nicht wesentlich verbessert würde. Zudem 
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würde die Verkehrsachse während der langen Bauzeit zusätz-
lich massiv belastet. Aus wirtschaftlicher Sicht würde sich eine 
Umfahrungsstrasse auf die Grossregion Langenthal sehr positiv 
auswirken. Die deutlich bessere und raschere Erreichbarkeit 
der Arbeitsplatzgebiete würde die Entwicklungsfähigkeit im 
Oberaargau, die Ansiedlung neuer Unternehmungen und damit 
die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze begünstigen. Die höhe-
ren Investitionen im Vergleich zur Variante Null+ (92 Millionen 
Franken) würden durch den deutlich grösseren volkswirtschaft-
lichen Nutzen mehr als aufgewogen. 

Ende Jahr reichte der HIV schliesslich seine Vernehmlassung 
zur Steuerstrategie des Regierungsrates ein. Die Regierung 
versteht unter seiner Steuerstrategie eine schrittweise Senkung 
des Gewinnsteuertarifs für juristische Personen, gestaffelt über 
die Jahre 2018–2021 in zwei Varianten sowie eine leichte Sen-
kung der Kapitalsteuer. Dies mit dem Effekt, dass sich der Kanton 
Bern – bei einer weitgehend statischen Betrachtung – im in-
terkantonalen Vergleich vom heutigen Rang 24 auf Rang 13 
bzw. 16 verbessern kann. Bei den natürlichen Personen sieht 
die Strategie die Erhöhung des, bereits per 2016 auf Fr. 8’000.- 
erhöhten, Drittbetreuungsabzugs auf Fr. 10’100.- (analog Bund) 
ab 2018 vor. Als Massnahmen zur Gegenfinanzierung der 
Minder einnahmen ist vorgesehen, die Motorfahrzeugsteuern 
und die amtlichen Werte der Grundstücke zu erhöhen und einen 
Nationalbankgewinnfonds zu äufnen. Zudem rechnet der Re-
gierungsrat mit den vorgesehenen Ausgleichszahlungen des 
Bundes aus der Unternehmenssteuerreform III (USR III) im Um-
fang von ca. Fr. 60 Mio. für Kanton und Gemeinden.

Die Variante «höhere Senkung des effektiven Gewinnsteuer-
satzes» geht aus Sicht der Wirtschaft in die richtige Richtung. 
Wenn in der Strategie jedoch davon die Rede ist, dass der Kan-
ton Bern sich in der Rangliste auf Rang 13 unter sämtlichen 
Kantonen verbessern würde, so gilt dies nur bei einer weitge-
hend statischen Betrachtung. Eine solche Betrachtung ist jedoch 
nicht zielführend, zumal die USR III die Dynamik im Wettbe-
werb noch einmal beschleunigen wird. Wie der Regierungsrat 
im Bericht selber schreibt, ist die Einschätzung des Bundes, 
wonach ein Mittelfeldplatz im interkantonalen Vergleich bei einem 
Gewinnsteuersatz von ca. 16 % liegen dürfte, sehr unsicher. Aus-
druck davon sind Ankündigungen der Kantone Waadt, Genf, 

Neuenburg, Schaffhausen, Freiburg und Solothurn, die vor dem 
Hintergrund der USR III den Gewinnsteuersatz allesamt und 
teils deutlich unter 16 % senken zu wollen. Aus Sicht des HIV ist 
bei dieser Ausgangslage eine weitergehende Senkung der Un-
ternehmenssteuern unumgänglich, will der Kanton Bern nicht 
weiterhin für Unternehmungen zu einem der drei steuerlich un-
attraktivsten Kantone in unserem Land gehören. Dabei erachten 
wir den anvisierten Zielrang im Mittelfeld als ungenügend. Um 
im Steuerwettbewerb – wie damals im Jahr 2005, als der Kanton 
Bern noch auf Rang 7 lag – wiederum einen Trumpf oder min-
destens nicht weiterhin einen Standortnachteil zu haben, muss 
eine bessere Platzierung angestrebt werden.

Der Berner Steuermonitor 2015 von HIV und KPMG – ein sys-
tematischer Vergleich der steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit 
des Kantons Bern mit anderen Kantonen, der die Attraktivität 
des Kantons bezüglich Besteuerung von Unternehmen und  
natürlichen Personen sowie die Standortqualität und die Ein-
nahmestruktur insbesondere mit den Nachbarkantonen analy-
siert und vergleicht – zeigt, dass der Kanton Bern bei der 
Besteuerung der natürlichen Personen nach wie vor eine erheb-
liche Einkommenssteuer bei hohen Spitzensteuersätzen erhebt. 
Tiefere Einkommen werden in Bern weniger stark entlastet als 
in anderen Kantonen, während Einkommen ab Fr. 200’000.–  
einer vergleichsweise hohen Progression unterliegen. Der 
Anteil gutverdienender Steuerzahler ist im Kanton Bern dem-
entsprechend gering. Auch nach den Steuergesetzrevisionen 
2012, 2014 und 2016 blieb und bleibt der Kanton Bern für na-
türliche Personen steuerlich äusserst unattraktiv. Dabei wur-
den die Steuern durch die Abschaffung der Pauschalierung des 
Berufs kosten abzugs und die Begrenzung des Fahrkostenabzugs 
teilweise sogar noch erhöht. Die Steuerpflichtigen aller Kate-
gorien – insbesondere Kader der Wirtschaft – werden im inter-
kantonalen Vergleich massiv überbelastet. Dies führt dazu, dass 
Unternehmungen bei der Rekrutierung von Kadermitgliedern 
Schwierigkeiten haben und dass viele gut Situierte ausserhalb 
des Kantons Wohnsitz nahmen und nehmen. Letzteres führt zu 
einem ungünstigen Nettopendlersaldo von aktuell 20’400 Perso-
nen, die zwar im Kanton Bern arbeiten, aber ihre Steuern in an-
deren Kantonen bezahlen. Diese Zahl ist seit 2010 um rund 25 % 
gestiegen. Dem Kanton Bern entgehen dadurch jährlich Einkom-
mens- und Vermögenssteuern im Umfang von rund Fr. 90 Mio.
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velle initiative avec le CEFF : nous avons organisé une journée 
avec des visites d’entreprises, Longines SA et Schaublin Ma-
chines, pour les apprentis de dernière année. La journée était 
pour tous un grand succès et nous allons renouveler cette ac-
tion. Une sortie conviviale a réuni une trentaine de membre lors 
d’une visite spectacle sur l’histoire industrielle de Courtelary.

Nouvelle offre qui a tout de suite stimuler un grand intérêt chez 
nos membres étaient les premiers deux séminaires sur des 
jurisprudences récentes dans le droit du travail. Mme. Régine 
Delley, avocate et responsable du conseil juridique aux entre-
prises i-lex a présenté et discuté des thèmes d’actualité du droit 
du travail.

Perspectives 2016
Nous avons commencé l’année avec une manifestation politique. 
Candidat UDC au Conseil-executif, M. Pierre-Alain Schnegg s’est 
présenté aux membres. Dans son discours, il a souligné ses 
positions pour une administration cantonale svelte et efficace, 
une charge fiscale modérée et au moins dans la moyenne suisse 
pour offrir des conditions cadres intéressantes pour notre éco-
nomie.

L’assemblée générale de 2016 se tiendra à la fondation Digger à 
Tavannes. La partie statutaire sera suivie d’une visite du musée 
qui montre l’importance de l’engagement de la fondation pour 
réduire les dommages causés par des mines anti personnelles.

Autre point important pour 2016 sera une nouvelle journée 
pour les apprentis du CEFF. L’opportunité de visiter des autres 
entreprises dans la région leur montre les possibilités diverses 
offertes par notre économie régionale.

Avec quatre séminaires juridiques nous aimerions offrir une 
riche palette d’informations utiles pour nos membres en leur 
présenter d’une façon pragmatique les nouvelles jurispru-
dences dans le droit du travail. Nous nous réjouissons aussi de 
présenter en mai les résultats du rating des communes du Jura 
bernois.

Mon souhait principal pour la section
Pour 2016, il me semble primordial d’augmenter le nombre de 
nos membres et de motiver nos membres actuels à prendre un 
part plus actif dans nos manifestations. Si nous voulons des 
conditions cadres optimales pour notre région, il nous faut un 
engagement de tous. Les défis sont là : Dans chacune de nos  
entreprises on devra continuer à travailler dans le but d’améliorer 
notre compétitivité.

Sur le plan politique, les élections au Conseil-exécutif bernois 
seront décisives pour le changement d’orientation si attendue 
dans le cadre de la politique cantonale.

wahlen. Die durch unsere Sektion mit Inseraten unterstützten 
bürgerlichen Kandidaten erreichten bei der Wahl sehr gute 
Ergebnisse. Ende Oktober fand die Wirtschaftswoche am Gym-
nasium in Interlaken statt. Im Rahmen der Polit-Arena Veran-
staltung erläuterte zuerst Adrian Haas, Direktor HIV, die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen im Kanton Bern und danach 
erklärte Uwe E. Jocham, Direktionspräsident CSL Behring AG, 
wie es zum Standortentscheid für den Neubau mit rund 400 
Arbeitsplätzen in Lengnau kam. Ein sehr interessanter und auf-
schlussreicher Vortrag.

Ausblick 2016
Das bekannte Datum im Januar 2015 wurde schon genügend 
diskutiert. Die Auswirkungen der Aufhebung des Euro-Mindest-
kurses spüren wir in unserem Wirtschaftsraum fortlaufend  
stärker. Zusammen mit den Folgen der Zweitwohnungsinitiative 
und der mit dem grünen Subventionstorpedo angegriffenen 
grünen (man staune) Energieerzeugung aus Wasser hat dieser 
Entscheid die Wirtschaft in unserem Raum erheblich belastet. 
Der Abbau der Arbeitsplätze erfolgt zurückhaltend aber stetig. 
Zusammen mit der fortwährenden Zentralisierung der öffentli-
chen Hand und der Umsetzung des Raumplanungsgesetzes wird 
das unseren Wirtschaftsraum schwächen. Daraus resultiert ein 
grösserer Pendlerstrom der beispielsweise den Verkehrsknoten-
punkt Wankdorf zusätzlich belastet und die Verkehrsprobleme 
damit zusätzlich verschärft!
Zum Glück braucht die Politik und die Verwaltung den Netto-
wert ihrer Massnahmen nicht zu kennen. Hoffen wir, das pri-
vate Investitionen mit positiven Auswirkungen, seien sie gross 
oder klein, in Zukunft möglichst ungehindert umgesetzt werden 
können.

Meine wichtigsten Anliegen für die Sektion
Ein zentrales Anliegen sind uns die Regierungsratswahlen im 
Februar dieses Jahres, wobei uns bewusst ist, dass eine bürger-
liche Mehrheit im Regierungsrat noch keinen bernischen Früh-
ling macht. Es braucht den starken Willen der Regierung zur 
Mässigung. Falls die Regierung nicht weiter weiss, kann sie bei 
der hauseigenen Schuldenberatungsstelle zu einem Gespräch 
antraben. Dort wird man ihr das nahe legen, was sie zuvor 
schon vielen andern Klienten erläutert haben. Es gilt weniger 
auszugeben, Schulden schrittweise zurückzuzahlen und nicht 
auf mögliche Mehreinnahmen zu schielen um unangenehme 
Entscheide zu vermeiden.

Section Jura bernois

Benoît Zumsteg

Rétrospective 2015
L’année 2015 a été marquée par le refus de l’initiative fédérale 
concernant un nouvel impôt sur les successions et les élections 
au parlement fédérale. Dans ce cadre, notre section a invité la can-
didate radicale au Conseil national et des Etats, Mme. Claudine
Esseiva, à se présenter lors de l’Assemblée générale. Son appel 
aux entrepreneurs : « Permettez et soutenez vos collaborateurs 
pour qu’ils s’engagent aussi dans la vie politique ! ». Elue au 
Conseil nationale, elle s’engage d’emmener un élan de jeune 
maman entrepreneur dans notre politique fédérale. L’engage-
ment pour les entreprises de la région était au coeur d’une nou-
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Sektion LyssAarberg  
und Umgebung

Rudolf Eicher

Rückblick 2015
Das Jahr wurde mit einem Arbeitgeberlunch im Restaurant 
Weissen Kreuz in Lyss am 3. März gestartet, die Volleyballer Na-
dine Zumkehr und Werner Augsburger sorgten für ausgezeich-
nete Unterhaltung.
Am 20. März stellten wir das Gemeinderating Biel-Seeland mit 
der Siegergemeinde Lengnau vor.
Die Hauptversammlung fand am 22. April ebenfalls im Weissen 
Kreuz statt. Wir wurden von Hans-Ruedi Minder über die Heraus-
forderungen des EHC Biel orientiert, durch Siderato unterhalten 
und verabschiedeten Daniel Bangerter als Arbeitgeberpräsident 
aus dem Vorstand. Sehr schmerzlich traf uns eine Woche später 
die Nachricht, dass Daniel Bangerter an einem Herzversagen 
verstorben ist. Wir haben einen guten Freund und Unternehmer 
verloren, Daniel, wir vermissen dich!

Am 16. Juni referierte Roland Kläger bei einem Frühstück in der 
Krone Aarberg über die Aufhebung des Euro-Mindestkurses und 
am 26. August stimmte uns Nationalrat Albert Rösti im Kreuz 
Aspi auf die National- und Ständeratswahlen ein. Einen Fir-
menbesuch durften wir am 1. September bei der Hermann And-
res AG vornehmen und am 17. November versüsste uns Guido 
Stäger den Mittagslunch mit einem Vortrag über die Schweizer 
Zucker AG.

Ausblick 2016
Es sind im Jahre 2016 drei Arbeitgeberlunches geplant sowie 
ein Frühstück. Die «Betriebe im Alltag» finden statt am 17. März 
bei der Light-Design Eventtechnik AG und am 28. September 
bei der Dachser AG. Die Hauptversammlung 2016 organisieren 
wir am 20. April im Restaurant Rössli in Busswil.

Als Schwerpunktthema befassen wir uns 2016 mit der Schnitt-
stelle zwischen Lehrstellensuchenden, Lehrstellenanbieter und 
den Schulen. An einem ersten Anlass erstellen wir eine Aus-
legeordnung.

Mein wichtigstes Anliegen für die Sektion
Die Regelungsdichte, die administrativen Aufwendungen und 
damit verbundenen Beleg- und Beweisführungspflichten für die 
Unternehmen haben in den letzten Jahren deutlich zugenom-
men. Für Unternehmen wird der Aufwand mit jedem Jahr höher.
Darum: Weniger Staat.

Der Kanton Bern ist für private und juristische Personen eine 
Steuerhölle, ein nächster Schritt ist die Unternehmenssteuerre-
form III. Damit sind die Ziele aber noch lange nicht erreicht.
Darum: Tiefere Steuern.

Die Jugend ist unsere Zukunft, es ist von zentraler Bedeutung, 
dass die Unternehmen einerseits genug Lehrstellen anbieten, 
andererseits aber auch Jugendliche finden, die die Herausforde-
rung einer Berufslehre anpacken.
Darum: Mehr Bildung.

Sektion Thun

Reto Heiz

Rückblick 2015
Mit der Aufgabe des Euromindestkurses im Januar 2015 durch 
die SNB waren unsere Mitglieder zu Beginn des Jahres mit völlig 
veränderten Rahmenbedingungen konfrontiert. Export orientierte 
Industrie und Tourismus waren bei ihren Kunden auf einen Schlag 
15 bis 20 % teurer. Wollten die Unternehmen konkurrenzfähig blei-
ben, ging dies zulasten der Margen. Dieses Thema beschäftigte 
unsere Unternehmer während des ganzen Jahres und mit der 
Lohnumfrage im Herbst 2015 konnten wir es noch vertiefen. Ei-
nige Unternehmen haben effektiv Arbeitsplätze ins Ausland ver-
lagert, andere reagierten mit höherer Arbeitszeit bei gleicher Ent-
schädigung und Dritte mussten aufgrund rückläufiger Aufträge 
Kurzarbeit einführen. Der Prozess der Verarbeitung währungs-
bedingter Nachteile wird auch 2016 weitergehen. Ich gehe nicht 
davon aus, dass sich der Euro / CHF Kurs rasch ändern wird.

Mit einem Vorstoss zur Transparenz bei den Gebühren im Wirt-
schaftsraum Thun konnten wir mit einem einheitlichen Ge-
bührenblatt ein erstes positives Resultat erzielen. Wir dürfen 
erwarten, dass die Gemeinden die Tarife in einheitlicher Form 
ins Internet stellen werden. Die Unterschiede sind teilweise be-
trächtlich. Ich bin neugierig, wie sich die Gebührenlandschaft 
im Raum Thun entwickeln wird.

Daneben boten wir unseren Mitgliedern zahlreiche Plattformen 
für Begegnungen.

Ausblick 2016
Neben den traditionellen Anlässen werden wir im Mai neben 
unserer Hauptversammlung auch diejenige des Kantonalver-
bandes organisieren. Ich begrüsse schon heute alle HIV-Mitglie-
der des Kantons und freue mich auf ihren Besuch in Spiez.

Im Weiteren werden wir uns zur präsentierten Wohnstrategie 
des Entwicklungsraumes Thun äussern. Eine verabschiedete 
Wohnstrategie bildet für die kommenden Jahre ein Element in 
der Standortpromotion. Diese Strategie muss wirtschaftsfreund-
lich ausfallen. Wir werden uns dafür einsetzen.

Ein bedeutendes Infrastrukturprojekt – der Bypass Thun- 
Nord – macht wichtige Fortschritte. Wir werden im März den 
Bypass besuchen. Eine gute Infrastruktur, vor allem auch im 
Bereich des Verkehrs, stellt einen wichtigen Standortvorteil dar.

Mein wichtigstes Anliegen für die Sektion
Im Herbst 2015 fanden die eidgenössischen Wahlen statt. Wie 
viele Unternehmerinnen und Unternehmer haben wir in den 
National- und Ständerat gewählt? Zu wenige. Auch bei kantona-
len und kommunalen Wahlen engagieren wir uns zu wenig und 
sind kaum bereit, politische Verantwortung zu übernehmen 
und politische Ämter zu bekleiden. Aber Rahmenbedingungen 
werden hauptsächlich in den Parlamenten mit politischen Ent-
scheidungen geschaffen. Wir dürfen nicht abseits stehen und 
müssen unsere Interessen in der politischen Debatte kundtun. 
Ich bin mir bewusst, politische Arbeit ist Knochenarbeit – wir 
dürfen sie aber nicht delegieren oder ignorieren. Gute Rahmen-
bedingungen sind eine Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Wirtschaft. Beispiele gibt es genug.
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Sektion WVO – Wirtschafts 
verband Oberaargau

Bernhard Meyer

Rückblick 2015
Endlich! Das Projekt «Verkehrssanierung Aarwangen-Langen-
thal Nord» hat im Jahr 2015 einen tollen Schritt vorwärts ge-
macht: Der GR hat entschieden, die Gelder aus dem Investitions-
spitzenfonds zu Gunsten der Zufahrtstrassen Oberaargau und 
Emmental zu verwenden. Dadurch wurde die Chance deutlich 
erhöht, dass dieses Anliegen, für welches sich der WVO seit 
Jahren einsetzt, bald realisiert wird. Im Mitwirkungsverfahren 
betreffend Variantenwahl hat der WVO die Argumentation «pro 
Umfahrung» massgeblich orchestriert. Wir sind zuversichtlich, 
dass sich die Bevölkerung für die Umfahrung ausgesprochen 
hat und damit die Grundlage für den entsprechenden Varianten- 
Entscheid durch den RR gelegt worden ist. Der HIV Kanton Bern 
hat unsere Bemühungen massgeblich unterstützt – herzlichen 
Dank!

Im Umgang mit psychisch auffälligen Mitarbeitenden ortet der 
WVO einen grossen Handlungsbedarf. Eine vom WVO und dem 
SRO bei Oberaargauer Führungspersonen durchgeführte Um-
frage hat zu bedeutenden neuen Erkenntnissen geführt. Gelingt 
es, diese umzusetzen, reduziert sie menschliches Leid, bewir-
ken massive Kosteneinsparungen und verbessern die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Firmen auf den (internationalen) Märk-
ten. Das Interesse der Öffentlichkeit ist gross. Wir bleiben dran.
Weitere WVO-Highlights im 2015: Die HV zusammen mit dem 
HIV Kanton Bern bei Glas Trösch in Bützberg, der Anlass «Chef-
sache» mit Arbeitgeberpräsident Valentin Vogt, die Firmenbe-
suche bei Simatec in Wangen a. A., Schneeberger AG Linear-
technik in Roggwil und Biketec in Huttwil. Zudem haben wir die 
Abgänge aus dem WVO-Vorstand gleichwertig ersetzen können, 
mit 5 Chefs von bedeutenden Oberaargauer Firmen.

Ausblick 2016
Das Jahr 2016 steht für den Oberaargau unter einem guten Stern: 
einer von uns (mein Vorvorvorgänger als WVO-Präsident) amtet 
als Bundespräsident, einer als Berner Regierungspräsident. Da 
kann ja nichts schief gehen! Im Herbst wählt Langenthal einen 
neuen Stadtpräsidenten – wir werden uns dafür einsetzen, dass 
dieses Amt in bürgerlichen Händen bleibt. Zudem freuen wir 
uns auf die Wiederherstellung der bürgerlichen Mehrheit im Re-
gierungsrat – umso mehr, als ein Kandidat mit unseren Genen 
für die Aufgabe bereitsteht.

Gut stehen die Sterne auch für eine künftig bessere verkehrs-
technische Erschliessung des Oberaargaus: Als führende Kraft 
in der Interessengemeinschaft «PRO Umfahrung Aarwangen» 
bleiben wir aktiv am Ball, damit dieses für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Region so wichtige Bauwerk in unserem Sinne 
realisiert wird. Den Variantenentscheid des Regierungsrates  
erwarten wir im Frühjahr, anschliessend wird das Geschäft  
in der vorberatenden Kommission (BAK) und vermutlich im 
Herbst / Winter im Grossen Rat behandelt. Wir werden den Pro-
zess begleiten und die Interessen der Wirtschaft wahren.

Im Umgang mit psychisch auffälligen Mitarbeitenden wollen 
wir die Früchte der Erkenntnisse aus der Umfrage ernten. Der 

Dialog im Dreieck Patient, Mediziner und Arbeitgeber soll ge-
zielt verbessert werden.

Die Erneuerung des WVO-Vorstandes wird auch 2016 fortge-
setzt – es gilt, 3 langjährige Mitglieder zu ersetzen. Zudem ste-
hen die Chancen gut, dass der WVO dann erstmals von einer 
Oberaargauer Unternehmerin präsidiert wird.

Mein wichtigstes Anliegen für die Sektion
Dass die Variante «Umfahrung Aarwangen» von Regierungsrat 
und Grossrat bestätigt wird und dass die (Oberaargauer) Unter-
nehmerinnen und Unternehmer bei politischen Fragen wieder 
vermehrt öffentlich Flagge zeigen.
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Vorstand (Stand 31.12.2015)

Reto Heiz

UBS AG  
Bern 
Präsident Sektion  
Thun

Benoît Zumsteg

Schaublin Machines SA 
Bévilard 
Président Section 
Jura bernois

Fabian Engel

F.+H. Engel AG
Biel-Bienne 
Präsident Sektion
Biel-Seeland

Rudolf Eicher 
Energie Seeland AG
Lyss 
Präsident Sektion Lyss-
Aarberg und Umgebung 

Bernhard Emch

Emch Aufzüge AG  
Bern 
Präsident Sektion  
Bern

Bernhard Meyer

Die Mobiliar 
Langenthal 
Präsident Sektion  
WVO – Wirtschafts- 
verband Oberaargau

Roland Loosli

ALBIRO AG  
Sumiswald 
Präsident Sektion 
Burgdorf-Emmental

Kurt Rohrbach

BKW AG 
Bern

Präsident

Sektionspräsidenten

Heinz Egli

IMPLEMENTUS GmbH 
Brienz 
Präsident Sektion 
Interlaken-Oberhasli

Daniel Bloch

Chocolats Camille  
Bloch S.A.  
Courtelary

Vizepräsident

Reto Heiz

UBS AG 
Bern

Vizepräsident
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Peter Moser

Funicar Holding AG  
Biel-Bienne

Thierry Lovis

Credit Suisse  
Moutier

Dr. h.c. Willy Michel

Techpharma Manage- 
ment AG  
Burgdorf

Bernard Guillelmon

BLS AG  
Bern

Ulrich Hadorn

Die Mobiliar  
Bern

Walter Haas

Herzog Bau + Holzbau AG 
Bolligen

Peter Kyburz

BPS (Suisse) SA  
Bern

Pascal Bratschi

Manufacture des  
Montres Rolex SA  
Biel-Bienne

Werner Eichenberger

Eichenberger  
Beratungen GmbH 
Rüegsauschachen

Robert Elsaesser

ELAG ast GmbH  
Kirchberg

Erwin Fischer

FischerPartner  
Lengnau

Mitglieder

Reto Hartmann

H Partners AG  
Thun

Dr. Beat Brechbühl

Kellerhals Carrard Bern
Dr. Regula Gloor

Gebr. Gloor AG  
Burgdorf

Urs Kessler

Jungfraubahnen  
Management AG  
Interlaken

Uwe E. Jocham

CSL Behring AG  
Bern

Werner Luginbühl

Die Mobiliar  
Bern

Béatrice Lüthi

Lüthi Aufzüge AG  
Lindenholz

Dr. Peter Meister

Meister Executive  
Search AG  
Muri b. Bern

Dr. Rolf Portmann

Portmann + Portmann AG 
Bern

Thomas Mäder

Mäder Bäckerei- 
technologie AG  
Safnern

Louis Krebser

Krebser AG 
Thun

Prof. Dr. Thomas 
Nösberger

Ernst&Young AG 
Bern

Pascal Rub

Rub Media AG  
Wabern
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Ueli Winzenried

Gebäudeversicherung  
Bern  (GVB) 
Ittigen

Peter Zwahlen

Silent Gliss AG 
Lyss

Hans Winzenried

Securitas AG  
Zollikofen

Henriette von Graffenried 
Muri bei Bern

Dieter Schöni

Schönisol AG  
Thun

Dr. Mathias Tromp

Bern

Sandra von May-Granelli

Feusi Bildungszentrum 
Bern

Mitglieder

Andreas Schluep

Creabeton Matériaux AG 
Lyss

Hanspeter Rüfenacht

BEKB | BCBE  
Bern

Ehrenmitglieder 

Ernst Caffi, Muri
Vinzenz Losinger, Bern
Bernhard Ludwig, Muri b. Bern
Niklaus J. Lüthi, Burgdorf
Adolf Ogi, alt Bundesrat, Kandersteg
Johann N. Schneider-Ammann, Bundesrat, Langenthal

Hans-Martin Wahlen

Kambly SA  
Trubschachen

Hans-Christian Schneider

Ammann Group 
Langenthal

Dr. Suzanne Thoma

BKW Energie AG 
Bern
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Katharina Rufer

Sektretariat WVO 
Geschäftsführerin IGBL
Sekretariat SIRM

Fabio Lüthi

Lernender Informatik
1. Lehrjahr

Khiem Dai Timo Tran

Lernender Informatik
2. Lehrjahr

Sue Jaggi

Sachbearbeiterin 
Sekretariat Sektion  
Bern und  
kant. Sekretariat

Manuela Langenegger

Sachbearbeiterin 
kant. Sekretariat

Charlotte Moser

Sachbearbeiterin 
Buchhaltung

Sandra Lütt-Johner

Sachbearbeiterin 
Exportevents

Benedikt Rikli

Werkstudent 
Projekte

Daniela Allenbach

Leiterin Tagesgeschäft 
Exportdienste

Denise Rieder

Sachbearbeiterin 
Exportdienste

Dashmire Rizvanaj

Sachbearbeiterin 
Exportdienste

Alain Hauert

Betriebsökonom FH 
Leiter Kommunikation

Adrian Haas

Dr. iur. Fürsprecher 
Direktor

Sibylle Plüss-Zürcher

Fürsprecherin 
Stellvertretende Direktorin 
Leiterin Exportdienste 
Geschäftsführerin TEAG 
und tcbe

Geschäftsstelle (Stand 31.12.2015)

Gisela Münger

Geschäftsführerin 
Wirtschaftswochen-
Konferenz 
Wirtschaftswochen 
Kanton Bern

Carmen Aebischer

Sachbearbeiterin 
Exportdienste

Bettina Buckingham

Dipl. Betriebswirtin FH
Leiterin Administration
Geschäftsführerin 
Sektionen Thun und 
Interlaken-Oberhasli

Lars Guggisberg

lic.iur Fürsprecher 
Juristischer Sekretär 
Geschäftsführer  
Sektionen Biel-Seeland 
und Lyss-Aarberg u. U.

Karin van der Heijden

Leiterin Finanzen & HR

Jessica Gygax

Geschäftsführerin 
Sektion Jura bernois
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Handels- und Industrieverein des Kantons Bern
Berner Handelskammer
Kramgasse 2
Postfach
3001 Bern
Telefon Verband:  031 388 87 87
Telefon Export: 031 388 70 70
Fax:  031 388 87 88
E-Mail Verband: info@bern-cci.ch
E-Mail Export: bhk@bern-cci.ch
Internet  www.bern-cci.ch

Sektion Bern
Kramgasse 2
Postfach
3001 Bern
Telefon: 031 388 87 87
Fax: 031 388 87 88
E-Mail: hiv-bern@bern-cci.ch

Sektion Biel-Seeland
Robert-Walser-Platz 7
Postfach 605
2501 Biel 
Telefon: 032 344 06 84
Fax: 032 344 06 86
E-Mail: hiv-bielseeland@bern-cci.ch 

Sektion Burgdorf-Emmental
c/o Forum für Treuhand AG
Bahnhofstrasse 94
3400 Burgdorf
Telefon: 034 426 23 23
Fax: 034 426 23 26
E-Mail: forum.fuer.treuhand@bluewin.ch 

Sektion Interlaken-Oberhasli
Kramgasse 2
Postfach
3001 Bern
Telefon: 031 388 87 87
Fax: 031 388 87 88
E-Mail: hivinterlaken-oberhasli@bern-cci.ch

Section Jura bernois
Place Robert-Walser 7
Case postale 605
2501 Bienne
Téléphone: 032 313 27 55
Téléfax: 032 313 27 54
E-Mail: uci-jurabernois@bern-cci.ch 

Sektion Lyss-Aarberg und Umgebung
Robert-Walser-Platz 7
Postfach 605
2501 Biel 
Telefon: 032 344 06 84
Fax: 032 344 06 86
E-Mail: hiv-lyssumgebung@bern-cci.ch

Sektion Thun
Kramgasse 2
Postfach
3001 Bern
Telefon: 031 388 87 87
Fax: 031 388 87 88
E-Mail: hivthun@bern-cci.ch 

WVO – Wirtschaftsverband Oberaargau
Postfach 1703
4901 Langenthal
Telefon: 062 922 50 27
Fax: 062 922 50 37
E-Mail: info@wvo-oberaargau.ch 
www.wvo-oberaargau.ch

Adressen





Kramgasse 2, Postfach, 3001 Bern
Telefon 031 388 87 87, Telefax 031 388 87 88
www.bern-cci.ch, info@bern-cci.ch


